
2.7. Giftgesetz

und 1 und 2 und den Erwerb bestimmter Gifte der 
Abteilung 2 kann eine Erlaubnispflicht durch die 
Deutsche Volkspolizei festgelegt werden, wenn dies 
zur Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit er­
forderlich ist.
(3) Giftbeauftragte bedürfen für den Verkehr mit 
Giftender Abteilung 1 einer persönlichen Erlaubnis, 
die von der Deutschen Volkspolizei erteilt wird.
(4) Betriebe, Kombinate, Genossenschaften und 
Einrichtungen haben den Verkehr mit Giften der 
Abteilung 2 der Deutschen Volkspolizei zur Regi­
strierung zu melden.
(5) Die Erlaubnis kann mit Auflagen verbunden, 
auf den Verkehr mit bestimmten Giften sowie auf 
bestimmte Arten des Verkehrs mit Giften be­
schränkt und bei Nichterfüllung der geforderten 
Voraussetzungen versagt werden.
(6) Die Erlaubnis kann entzogen werden, wenn die 
Voraussetzungen für ihre Erteilung nicht mehr gege­
ben sind, gegen Rechtsvorschriften verstoßen wurde 
oder die mit der Erlaubnis verbundenen Auflagen 
nicht eingehalten werden.

§ 8
(1) Volkseigene Betriebe und Kombinate erhalten 
die Erlaubnis zur Herstellung, Gewinnung und Ver­
arbeitung, zur Verwendung, zum Erwerb, zum Be­
sitz und zur Abgabe von Giften auf der Grundlage 
der erteilten staatlichen Planauflagen durch den Lei­
ter des ihnen übergeordneten Organs. Die Lagerung 
von Giften der Abteilung 1 bedarf der Erlaubnis der 
Deutschen Volkspolizei.
(2) Werktätige der Betriebe, Kombinate, Genos­
senschaften und Einrichtungen, die nicht Giftbeauf­
tragte sind und im Rahmen ihrer Arbeitsaufgaben 
mit Giften der Abteilung 1 umgehen sollen, sind der 
Deutschen Volkspolizei namentlich zur Bestätigung 
zu benennen. Sie dürfen die Arbeit mit den Giften 
der Abteilung 1 erst aufnehmen, nachdem diese Be­
stätigung vorliegt. §

§ 9
In den Einrichtungen des Gesundheitswesens, des 
Hoch- und Fachschulwesens, der Volksbildung, der 
Akademie der Wissenschaften der DDR, der Aka­
demie der Landwirtschaftswissenschaften der DDR, 
des staatlichen Vetcrinärwesens sowie in Einrichtun­
gen, die zentralen Staatsorganen unmittelbar unter­
stellt sind, regeln die zuständigen Minister und Lei­
ter anderer zentraler Staatsorgane die Erteilung der 
Erlaubnis zum Verkehr mit Giften, den Einsatz von 
Giftbeauftragten und die Erteilung der persönlichen 
Erlaubnis sowie die Bestätigung der Werktätigen, 
die im Rahmen ihrer Arbeitsaufgaben mit Giften der 
Abteilung 1 umgehen sollen. Die Regelungen sind 
mit dem Minister für Gesundheitswesen und dem 
Minister des Innern und Chef der Deutschen Volks­
polizei abzustimmen.

§ 10
Beseitigung
(1) Nicht mehr nutzbare Gifte sind so zu beseitigen, 
daß eine Gefährdung von Leben und Gesundheit der 
Menschen, der Nutztiere, der Kultur- und Nutz­
pflanzen nicht eintreten kann und volkswirtschaftli­
che und andere Schäden sowie eine Beeinträchti­
gung der Umwelt vermieden werden.
(2) Über die schadlose Beseitigung der Gifte ist ein 
Nachweis zu führen.

§ 11
Staatliche Kontrolle
(1) Die Staatlichen Hygieneinspektionen, die Ar­
beitshygieneinspektionen sowie die Deutsche Volks­
polizei sind im Rahmen ihrer Zuständigkeit befugt, 
zur Verwirklichung der Rechtsvorschriften den Ver­
kehr mit Giften zu kontrollieren.
(2) Zur Wahrnehmung der Kontrollbefugnisse sind 
die im Abs. 1 genannten Organe berechtigt, Betrie­
be, Einrichtungen und Anlagen zu betreten, Aus­
künfte zu fordern, Einblick in Unterlagen zu neh­
men, die Erstattung von Gutachten zu fordern und 
sich vorlegen zu lassen sowie Auflagen zu erteilen. 
Zu den Kontrollen können andere Sachkundige des 
staatlichen Gesundheitswesens sowie Sachkundige 
des staatlichen Veterinärwesens und des Pflanzen­
schutzes hinzugezogen werden.

Straf- und Ordnungsstrafbestimmungen

§ 12
(1) Wer vorsätzlich Gifte entgegen den Rechtsvor­
schriften herstellt, gewinnt, verarbeitet, lagert, ver­
wendet, in Besitz hat, sich oder einem anderen be­
schafft, als Berechtigter an Unberechtigte weiter­
gibt, transportiert, beiseite schafft oder beseitigt, 
wird mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verurtei­
lung auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren bestraft.
(2) Wer durch die Tat vorsätzlich eine Gemeinge­
fahr verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren bestraft.
(3) Wer durch die Tat fahrlässig einen erheblichen 
Gesundheitsschaden oder den Tod eines Menschen 
verursacht, wird mit Freiheisstrafe bis zu acht Jahren 
bestraft.
(4) Im Falle der vorsätzlichen Herbeiführung einer 
Gemeingefahr gemäß Abs. 2 sind Vorbereitung und 
Versuch, in allen anderen Fällen ist der Versuch 
strafbar.

§ 13
(1) Wer fahrlässig die im § 12 Abs. 1 genannten 
Handlungen begeht und dadurch die im § 12 Abs. 3 
beschriebenen Folgen fahrlässig verursacht, wird mit 
öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf 
Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
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